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von Rechtsanwalt Phil Salewski

Aktuelle Abmahngefahr bei fehlerhafter
Typenbezeichnung von Spirituosen

Die Bezeichnung, Aufmachung und Etikettierungen von in der EU vermarkteten Spirituosen unterliegt
unabhangig vom Herstellungsort den spezifischen Vorgaben der EU-Verordnung Nr. 110/2008. Aus
Griinden des Verbraucherschutzes vor irrefiihrenden Marktpraktiken und der Innovationsforderung
kategorisiert die Verordnung bestimmte Spirituosentypen und stellt Mindestanforderungen an deren
inhaltliche Zusammensetzung auf, bei deren Nichteinhaltung ein Vertrieb unter der jeweiligen
Bezeichnung untersagt sein soll. Am Beispiel einer aktuellen Abmahnung, die der IT-Recht-Kanzlei
vorliegt, soll das wettbewerbsrechtliche Risiko einer falschen Typenbezeichnung von Spirituosen
dargestellt werden.

1.fMindestanforderungen fur bestimmte Spirituosentypen

Als Spirituose im Sinne der EU-Verordnung Nr. 110/2008 gilt nach Art. 2 Abs. 1 jedes alkoholische
Getrank, das

= fiir den menschlichen Verzehr bestimmt ist

= besondere sensorische Eigenschaften aufweist

= Uber einen Alkoholgehalt von mindestens 15 % vol. verfiigt

= und entweder durch Destillation, Mazeration oder das Beifligen bestimmter Zusatzstoffe hergestellt
wird

Fiir die gdngigsten Spirituosentypen (u.a. Whiskey, Brandy, Wodka etc.) werden in Anhang Il der
Verordnung bestimmte Voraussetzungen etabliert, denen das Produkt genligen muss, um die
Typenbezeichnung tragen zu diirfen.

Art. 5 erganzt in Folge einer Differenzierung von Spirituosenkategorien diese Voraussetzungen um
bestimmte Anforderungen an die zulassige Herstellung mit Blick auf das Verfahren, die SiiBung, den
Zusatz von Alkohol und die Aromatisierung.

2.fVerbotstatbestande der Verordnung

Die Zulassigkeit einer begrifflichen Verkehrsbezeichnung nach Anhang Il, also der Verwendung eines
bestimmten Namens im geschaftlichen Verkehr, bemisst sich nach Art. 9.

Inshesondere Art. 9 Abs. 4 ist hier von Bedeutung. Nach dieser Vorschrift ist es verboten,
Typenbezeichnungen zu verwenden , um ein anderes Getrank als die Spirituosen, fu?r die diese
Bezeichnungen in Anhang Il aufgefiihrt werden, zu bezeichnen oder zu etikettieren.

Art. 10 regelt dahingegen die produktbezogene Verwendung der nach Anhang Il vorgegeben
Typenbezeichnungen bei zusammengesetzten Begriffen. Abs. 1 untersagt die Anfiihrung einer
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bestimmten Spirituosenbezeichnung oder eine Anspielung darauf bei Lebensmitteln, deren
Alkoholgehalt nicht ausschlieBRlich vom angefiihrten Spirituosentyp herriihrt. Abs. 2 verbietet dariiber
hinaus zusammengesetzte Begriffe, in denen eine Spirituosenbezeichnung nach Anhang Il verwendet
wird, wenn der vorgegebene Mindestalkoholgehalt durch Verdiinnung unterschritten wurde.

3.fReichweite der Verbote

Nach der Definitionsiibersicht aus Anhang | der Verordnung beziehen sich die Verbotstatbestande nicht
nur auf die Verpackung und etwaige Zeichen oder Etiketten des Produktes selbst, sondern zudem auf
etwaige Begleitpapiere wie Lieferscheine oder Rechnungen (Anhang | Nr. 14 u. Nr. 16). Gleichzeitig
unterfallt dem Anwendungsbereich der Verbote aber auch jegliche Werbung oder
VerkaufsforderungsmaBnahme mit Produktabbildungen und/oder Text, Anhang I, Nr. 15.

4.§Rechtsfolgen bei Verstofden

Zuwiderhandlungen entgegen den Vorgaben der Verordnung, also das Erfiillen o.g. Verbotstatbestande,
ziehen vor allem wettbewerbsrechtliche Konsequenzen nach sich.

4.1. Irrefuhrung

Die fehlerhafte Bezeichnung eines alkoholischen Getranks (mit mehr als 15% vol) als bestimmte, in
Anhang Il aufgefiihrte Spirituose erfiillt regelmaRig den Tatbestand einer Irrefiihrung nach §5 Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 UWG. Insofern liegt namlich eine Tauschung iiber gleich mehrere wesentliche Merkmale der
Ware vor. In Betracht kommen hier irrefiihrende Angaben iiber die Art, die Zusammensetzung und die
Beschaffenheit der Spirituose, wobei dann, wenn ein abweichendes Herstellungsverfahren angewandt
wird, auch hieriiber getauscht wird.

Dem Verbraucher wird durch die fehlerhafte begriffliche Bezeichnung suggeriert, es handle sich um ein
den gesetzlichen Vorgaben entsprechendes Produkt in demgemaR erwarteter Qualitat und Giite,
namlich um den ausgewiesenen Spirituosentypen. Entspricht dies entgegen den eindeutigen
Mindestanforderungen der EU-Verordnung Nr. 110/2008 indes nicht der Realitat, besteht die Gefahr,
dass der Verbraucher in seiner Fahigkeit, informierte Kaufentscheidungen zu treffen, beeintrachtigt und
zu einer Geschaftshandlung veranlasst wird, die er anderenfalls nicht vorgenommen hatte.

4.2.Vorsprung durch Rechtsbruch

GleichermaRen erscheint es in Anbetracht des Zwecks der Verordnung, durch die Vorgaben
betriigerische Praktiken zu verhindern und zum Schutze des Wettbewerbs zur Markttransparenz
beizutragen, die Verbotstatbestande des Art. 9 Abs. 4, 10 Abs. 1 und 10 Abs. 2 als
Marktverhaltensnormen einzustufen (so bereits OLG Frankfurt a.M. fiir Art. 10 Abs. 2, Urteil v. 25.03.2010
- Az. 6 U 219/09). VerstoBe konnten somit liber § 4 Nr. 11 UWG wettbewerbsrechtliche Anspriiche
begriinden.
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Eine dahingehende Tendenz in der Rechtsprechung bleibt jedoch bislang abzuwarten.

5.J Aktuelles Fallbeispiel: ,Mango Rum”

Ein aktuelles Abmahnbeispiel liegt der IT-Recht-Kanzlei fiir den Vertrieb einer als ,Mango Rum*
bezeichneten Spirituose mit einem Alkoholgehalt von 21% vol. vor, das als ,,Rum with natural flavours"
(Rum mit natiirlichen Aromen) angeboten wurde. Die Abmahner riigten die Verwendung des Begriffes
~Rum* fiir das Getrank, da es die fiir den Spirituosentypus geltenden Mindestanforderungen nicht
erfullte.

Nach Anhang Il Nr. 1 der EU-Verordnung Nr. 110/2008 muss Rum namlich zum einen eines
Mindestalkoholgehalt von 37,5 % vol. aufweisen (lit. b) und darf zudem nicht aromatisiert werden (lit.
d.). Da der Hersteller das Produkt aber als ,Rum“ deklarierte, verstieB er gegen Art. 9 Abs. 4 der
Verordnung und wurde wegen der insofern begangenen Irreflihrung zur Abgabe einer
Unterlassungserklarung aufgefordert.

6.fFazit

Die Klassifizierung von Spirituosen durch die Verwendung von Typenbezeichnungen im geschaftlichen
Verkehr birgt ein groBes Abmahnrisiko, da die EU-Verordnung Nr. 110/2008 die Zulassigkeit der
Namensfiihrung von der Einhaltung produktspezifischer Mindestanforderungen abhangig macht. Wird
eine Spirituose unter einer Typenbezeichnung vertrieben oder beworben, deren inhaltlichen
Voraussetzungen sie nicht gerecht wird, liegt regelmaRig eine Irreflihrung vor.

Um Abmahnungen vorzubeugen, empfiehlt es sich demnach, die Konformitat der Kennzeichnung und
Aufmachung von Spirituosen mit Blick auf die Verordnung zu tiberpriifen und gegebenenfalls auf den
Einsatz dort explizit geregelter Bezeichnungen zu verzichten.

Autor:
RA Phil Salewski
Rechtsanwalt

Copyright © | IT-Recht Kanzlei Miinchen | Alter Messeplatz 2 | 80333 Munchen | Tel. + 49 (0)89 13014330 | Fax +49 (0)89 130143360


http://www.tcpdf.org

	Aktuelle Abmahngefahr bei fehlerhafter Typenbezeichnung von Spirituosen
	1.	Mindestanforderungen für bestimmte Spirituosentypen
	2.	Verbotstatbestände der Verordnung
	3.	Reichweite der Verbote
	4.	Rechtsfolgen bei Verstößen
	4.1. Irreführung
	4.2. Vorsprung durch Rechtsbruch

	5.	Aktuelles Fallbeispiel: „Mango Rum“
	6.	Fazit


